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In Kürze
Die dunkle Seite der
Ergänzungsleistungen

Studie von Avenir Suisse beleuchtet
unerwünschte Nebenwirkungen

Text: Neue Zürcher Zeitung vom 1. Sept. 2009.

Die am individuellen Bedarf orientierten
Ergänzungsleistungen gelten als Antipode
zum sozialpolitischen Giesskannen-

prinzip. Sie setzen aber auch negative
Anreize, wie eine Untersuchung zeigt.

Obschon die Ausgaben auf 3,2 Milliarden
Franken pro Jahr angewachsen sind,
werden die Ergänzungsleistungen (EL) zu

AHV- oder IV-Renten oft als Restposten im

Budget des Sozialstaats betrachtet. Die EL

stehen zudem im Ruf, eine sparsame
Sozialleistung zu sein, weil die Bezüger ihren

Bedarf individuell nachweisen müssen. Im

Invaliditätsfall oder im AHV-Alter

schliessen die EL die Lücke zwischen dem

Renteneinkommen und dem Existenzbedarf,

der heute zwischen 3'ooo und 4*500

Franken liegt. Die Gewerkschaften
kritisieren den Bedarfsnachweis als „finanziellen

Striptease", während die
Arbeitgeberverbände die Ergänzungsleistungen zur
AHV und IV als eine zweckmässige Lösung

zur gezielten Abfederung von Härtefällen

begrüssen.

Starke Anreize für IV-Renten

Für einmal kommt die Kritik an den EL von
rechts. Die Denkfabrik der Schweizer

Wirtschaft, Avenir Suisse, hat eine Untersuchung

zu den Fehlanreizen der EL publiziert,

die von der St. Galler Ökonomieprofessorin

Monika Bütler erstellt wurde. Ein

Beispiel für viele aus der Studie: Ein

alleinstehender IV-Rentner, der vor Eintreten der

Invalidität ein Einkommen von 3o'ooo
Franken erzielte, erhält inklusive EL eine
rund doppelt so hohe Rente. Dieser Effekt

spielt bis zu Einkommen ab 6o'ooo
Franken. Die Studie geht davon aus, dass

Personen unterhalb dieser Einkommensschwelle

einen Anreiz haben, eine
Invalidenrente anzustreben. Dies gilt noch
verstärkt bei der Wiedereingliederung von
Invaliden in den Arbeitsmarkt. Die EL-

Bezüger unter ihnen erhalten von einem

zusätzlich verdienten Franken real nur
gerade 34 Rappen. Die restlichen 66

Rappen verpuffen, weil die EL im gleichen
Ausmass reduziert werden. Die St. Galler
Ökonomen haben ihre Annahmen in der
Schweiz nicht empirisch überprüfen
können. Sie werden aber durch
Querschnittstudien verschiedener Sozialstaaten

in der Tendenz bestätigt. Der starke Anstieg
der IV-Renten in den letzten zwei
Jahrzehnten wird mitunter auch auf diese
Fehlanreize für einkommensschwache
Personen zurückgeführt. Bezogen 1995 noch

22 Prozent der IV-Rentner Ergänzungsleistungen

waren es 2006 bereits 31 Prozent.

Die Möglichkeit, EL zu AHV-Rente zu

beziehen, könnte theoretisch dazu
verleiten, vor der Pensionierung weniger zu

sparen. Praktisch sind solche Effekte aber
bei tieferen Einkommen vernachlässigbar,
wie die Untersuchung zeigt. Auswirkungen
haben die EL aber auf den Zeitpunkt der
Pensionierung. Alleinstehende mit einem
monatlichen Einkommen von 4*500
Franken (Verheiratete 6'ooo Franken)
können bis zu zwei Jahre früher in Pension

gehen, ohne dass ihre Renten gekürzt
werden. Die EL gleichen die Differenz aus.
Aus politischer Sicht muss dieser Fehlanreiz

nicht zwingend negativ sein. „Mit dem

Anspruch auf Ergänzungsleistungen ist die

Forderung nach der sozialen Abfederung
einer vorzeitigen Pensionierung bereits
heute erfüllt", folgert die Studie.

Obligatorische Pflegeversicherung

Von den EL ausgehende Anreize, weniger
für den Ruhestand zu sparen, können die
Ökonomen auch in der beruflichen
Vorsorge nicht erkennen. Sie kritisieren
jedoch, dass Personen mit kleineren
Altersguthaben die Möglichkeit haben, dies als

Kapital anstatt in Form einer Rente zu
beziehen. Wer sich mit 62 frühpensionieren
lässt und das ausbezahlte Kapital sogleich
innert weniger Jahren aufbraucht, erhält
unter Umständen einen Anspruch auf EL.

Der Kapitalbezug lohnt sich im Hinblick auf
einen späteren EL-Anspruch gemäss Studie
bei Altersguthaben bis etwa 300*000
Franken, je nach persönlichen Präferenzen
(konstantes oder insgesamt hohes
Gesamteinkommen im Ruhestand).

Im Pflegebereich führen die ELzu negativen
Sparanreizen: Das Vermögen wird im

Extremfall noch vor dem Eintritt ins Pflegeheim

aufgebraucht, da es später an die
Pflegekosten angerechnet würde. Bestätigt
wird diese Annahme durch die fast
inexistente Nachfrage nach privaten Pflegeversicherungen

in der Schweiz. Abhilfe schaffen
könne eine obligatorische Pflegeversicherung,

schreiben die Ökonomen. Diese

Lösung biete sich sogar an, da das Risiko

Pflege - ähnlich wie das Risiko Alter - relativ
häufig und ungewollt auftritt.

Bald sind alle offenen Lehrstellen im
Internet
Die Lehrstellensuchenden erhalten Unterstützung.

Ab September sind auf „berufsbera-
tung.ch" die offenen Lehrstellen aller Kantone
für 2010 abrufbar. Die Liste wird jeden Tag

aktualisiert, wie das Schweizerische
Dienstleistungszentrum Berufsbildung, Berufs-,
Studien- und Laufbahnberatung mitteilte.

Streichung der Weiterbildungsbeiträge
für stellenlose Lehrabgängerinnen
Die Eidgenössische Kommission für Kinder-
und Jugendfragen (EKKJ) bedauert sehr, dass
die Beiträge für die Weiterbildung von stellenlosen

Lehrabgängerinnen und Lehrabgängern
des dritten Konjunkturpakets am 15.
September 2009 im Nationalrat an der Ausgabenbremse

gescheitert sind. Der Nationalrat
schickt damit ein fatales Signal an die Jugendlichen,

die sich bis jetzt in der Mehrheit motiviert

und leistungsbereit gezeigt haben.

Junge Erwachsene im Alter von 20 - 24 Jahren,
darunter auch viele Lehrabgängerinnen und

Lehrabgänger, sind die ersten Opfer der
gegenwärtigen Rezession. Die Arbeitslosenquote für
diese Altersgruppe (6.2%), lag im August 85%
höher als noch vor einem Jahr. Damit trifft die
Wirtschaftskrise ausgerechnet jene
Altersgruppe am stärksten, die für die Fehlentwicklungen

der letzten Jahre am wenigsten
verantwortlich gemacht werden kann. Nach Ansicht
der EKKJ sind Massnahmen zugunsten dieser
Gruppe von Jugendlichen angebracht.

In einer Zeit der Rezession, in der jugendliche
Arbeitslose mit erfahrenen Arbeitskräften um
eine sinkende Zahl freier Stellen konkurrieren
müssen, können selbst sinnvolle Massnahmen
wie Coaching ihre Wirkung nicht immer
entfalten. Solange die Rezession anhält, werden
auch Jugendliche, die eigentlich alles richtig
machen und gute Qualifikationen haben, keine

Stelle finden. Weiterbildungsmassnahmen
oder Stipendien zur Erlangung der Berufsmatu-
rität - wie sie die EKKJ zusätzlich fordert -

erlauben es den Jugendlichen hingegen,
zusätzliche Kompetenzen zu erwerben. Diese

werden auf dem Arbeitsmarkt gefragt sein,
sobald die Krise überstanden ist. Solche
Massnahmen können verhindern, dass Jugendliche
durch zu lange Arbeitslosigkeit in eine

Abwärtsspirale geraten, demotiviert werden
und letztlich ihre berufliche Qualifikation
verlieren.

Die EKKJ bittet deshalb die Nationalrätinnen
und Nationalräte, in der Differenzbereinigung
mit dem Ständerat auf ihren Entscheid
zurückgekommen.
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